
Aufstellung der Diskussionsbeiträge zum Thema:


Verfahren zur Gegenüberstellung der erforderlichen und der kalkulierten Versicherungsleistungen gemäß § 15+16 KalV






Protokoll über die Herbsttagung am 18./19. November 2016 in Kassel
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Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 17.01.2017 in Bonn 
(siehe dort Top 4 nebst Anlage)




Protokoll über die Frühjahrstagung im Mai 2017 in Herrsching
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Protokoll über die Herbsttagung am 17./18. November 2017 in Kassel
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Zitat (s.o.): Aus Sicht der Aufsicht ist nur Variante (3) praktikabel.


Frühjahrstagung am 4. Mai 2018 in Dortmund:
Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 15.02.2018 in Bonn
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Protokoll über die Arbeitstagung am 08./09. Februar 2019 in Kassel
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Herbsttagung am 22./23. November 2019 in Kassel:
Notiz zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 8.11.2019 in Bonn





    (siehe dort Nr. 4 und Nr. 5)
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a) Bericht aus der Arbeitsgruppe der DAV zur Weiterentwicklung des ausldsenden Faktors (Hr. Rudolph)

Der Auftrag der AG wurde um die Fragestellung erweitert, wann und wie eventuelle Leistungsénderungen in
den auslosenden Faktor einbezogen werden durfen. Der Treuhdndervorschlag auf dem diese Fragestellung
basiert, wurde sowohl vom DAV-Ausschuss als auch von der AG nicht beflrwortet. Die AG hat einen Ge-
setzesvorschlag erarbeitet, wie allein unter Hinzuziehung des Treuhénders friihzeitig Leistungsanderungen
im AF beriicksichtigt werden kénnten. Eckpunkte dabei sind, dass bis zum Ende des Beobachtungszeit-
raums die gesetzliche Regelung im Bundesgesetzblatt verkiindet ist und zum Extrapolationszeitpunkt das
geanderte Leistungsversprechen bereits gilt. Im Hinblick auf Willkarfreiheit* und ,Transparenz* hat Herr
Rudolph angeregt, die Berechnung des erforderlichen Grundkopfschadens im Anhang zur KVAV um einen
Faktor zur Leistungsénderung zu erweitern, was die Unternehmen zwingt, konkrete Angaben Gber die Be-
wertung der Leistungsanderungen zu machen

Aus dem DAV-Ausschuss stammt als zusétzliche Idee, um mégliche Willkir zu vermeiden, werden die Leis-
tungsanderungen durch eine neutrale Institution bewertet (PKV-Verband, BaFin, DAV). Diese Idee wurde
jedoch von der AG verworfen, so dass im Papier der AG nur die zwei Modelle Einschaltung des Treuhan-
ders und das von der Treuhandervereinigung vorgeschlagene Verfahren aufgefuhrt sind.

Das aktive Einbringen eines Gesetzesvorschlags wird zuriickgestellt, um die Entwicklung der Rechtspre-
chung abzuwarten. Die Arbeit der AG ist damit beendet.

b) Bericht aus der Arbeitsgruppe der DAV zur Kalkulation nach Art der Schadenversicherung (Hr. Vendt)

Es erfolgte eine Uberarbeitung der bestehenden Regelungen unter Beriicksichtigung von ,unisex* und Sol-
vency |l. Es wird unterschieden zwischen Tarifen die:

* unbefristet mit Ausschluss des ordentlichen Kiindigungsrechts,

* unbefristet mit ordentlichem Kiindigungsrecht bzw.

* befristet sind.
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§ 15 Verfahren zur Gegenüberstellung der erforderlichen und der 
kalkulierten Versicherungsleistungen 


 
(1) Die Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 3 Satz 1 und 2 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 


jährlich und für jede Beobachtungseinheit 


eines Tarifs getrennt durchzuführen. 


Kinder und Jugendliche können als 


einheitliche Beobachtungseinheit 


zusammengefasst werden. Der 


Beobachtungszeitraum ist der nach § 6 


Absatz 1 Satz 2 maßgebliche Zeitraum. 


Die erforderlichen 


Versicherungsleistungen sind aus den 


beobachteten abzuleiten. Hierzu sind die 


Leistungen und die zugehörigen Bestände 


auf die Beobachtungszeiträume 


abzugrenzen. Ferner sind Wartezeit- und 


Selektionsersparnisse sowie erhobene 


Risikozuschläge zu berücksichtigen. 


(2) Die tatsächlichen Grundkopfschäden der 


letzten drei Beobachtungszeiträume sind 


nach der Formel des Abschnitts A der 


Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im 


Tarif Leistungsänderungen ergeben 


haben, sind die tatsächlichen 


Grundkopfschäden auf das aktuelle 


Leistungsversprechen umzurechnen. 


 


 


(3) Die Berechnung der erforderlichen 


Versicherungsleistungen erfolgt nach der 


Formel des Abschnitts B der Anlage 2. 


Bei der Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 3 Satz 2 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist der 


tatsächliche, auf den 18 Monate nach 


Ende des letzten Beobachtungszeitraumes 


liegenden Zeitpunkt extrapolierte 


Grundkopfschaden mit dem 


Grundkopfschaden, der für das Ende 


dieses Zeitraumes rechnungsmäßig 


festgelegt ist, zu vergleichen. Die 


Verwendung gleichwertiger Verfahren zur 


Berechnung der erforderlichen 


Versicherungsleistungen ist zulässig, 


wenn das Versicherungsunternehmen zum 


(1) Die Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 3 Satz 1 und 2 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 


jährlich und für jede Beobachtungseinheit 


eines Tarifs getrennt durchzuführen. 


Kinder und Jugendliche können als 


einheitliche Beobachtungseinheit 


zusammengefasst werden. Der 


Beobachtungszeitraum ist der nach § 6 


Absatz 1 Satz 2 maßgebliche Zeitraum. 


Die erforderlichen 


Versicherungsleistungen sind aus den 


beobachteten abzuleiten. Hierzu sind die 


Leistungen und die zugehörigen Bestände 


auf die Beobachtungszeiträume 


abzugrenzen. Ferner sind Wartezeit- und 


Selektionsersparnisse sowie erhobene 


Risikozuschläge zu berücksichtigen. 


(2) Die tatsächlichen Grundkopfschäden der 


letzten drei Beobachtungszeiträume sind 


nach der Formel des Abschnitts A der 


Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im 


Tarif Leistungsänderungen ergeben haben 


und diese in den rechnungsmäßigen 


Grundkopfschäden bereits eingerechnet 


wurden, sind diese Leistungsänderungen 


bei den tatsächlichen Grundkopfschäden 


entsprechend zu berücksichtigen. 


(3) Die Berechnung der erforderlichen 


Versicherungsleistungen erfolgt nach der 


Formel des Abschnitts B der Anlage 2. 


Bei der Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 3 Satz 2 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist der 


tatsächliche, auf den 18 Monate nach 


Ende des letzten Beobachtungszeitraumes 


liegenden Zeitpunkt extrapolierte 


Grundkopfschaden mit dem 


Grundkopfschaden, der für das Ende 


dieses Zeitraumes rechnungsmäßig 


festgelegt ist, zu vergleichen. Die 


Verwendung gleichwertiger Verfahren zur 


Berechnung der erforderlichen 


Versicherungsleistungen ist zulässig, 


wenn das Versicherungsunternehmen zum
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Zeitpunkt der Einführung eines Tarifes 


dieses Verfahren der Aufsichtsbehörde  


unter Angabe der Formeln und Beifügung 


der versicherungsmathematischen 


Herleitung darlegt. Bei bestehenden 


Tarifen kann auf ein anderes Verfahren 


nur aus wichtigem Grund in 


unmittelbarem Anschluss an eine 


Prämienanpassung übergegangen werden; 


Satz 3 gilt entsprechend. 


(4) Ist in einer Beobachtungseinheit eines 


Tarifes die Anzahl der Versicherten nicht 


ausreichend groß, um die 


Schadenerwartung statistisch gesichert zu 


ermitteln, ist die Gegenüberstellung der 


erforderlichen und der kalkulierten 


Versicherungsleistungen anhand des 


Schadenverlaufs der Tarife vorzunehmen, 


deren Rechnungsgrundlagen zur 


Erstkalkulation verwendet worden sind. 


Sind bei der Erstkalkulation die von der 


Bundesanstalt veröffentlichten 


Wahrscheinlichkeitstafeln verwendet 


worden, so sind die erforderlichen 


Versicherungsleistungen anhand dieser 


Wahrscheinlichkeitstafeln zu berechnen. 


Die von der Bundesanstalt 


veröffentlichten 


Wahrscheinlichkeitstafeln sind auch dann 


zu verwenden, wenn das Unternehmen auf 


die Rechnungsgrundlagen der 


Erstkalkulation nach Satz 1 nicht 


zurückgreifen kann. Ist die 


Erstkalkulation in anderer Weise 


vorgenommen worden, so sind die 


erforderlichen Versicherungsleistungen 


auf Grund vergleichbar aussagefähiger 


Grundlagen zu ermitteln. 


(5) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 


sind zur Ermittlung der erforderlichen 


Versicherungsleistungen in den Tarifen 


der freiwilligen Pflegeversicherung die 


Ergebnisse der Statistik der 


Pflegepflichtversicherung des Verbandes 


der Privaten Krankenversicherung e. V. 


zu verwenden, solange in dem zu 


beobachtenden Tarif weniger als 


zehntausend natürliche Personen 


versichert sind.  


 


Zeitpunkt der Einführung eines Tarifes 


dieses Verfahren der Aufsichtsbehörde  


unter Angabe der Formeln und Beifügung 


der versicherungsmathematischen 


Herleitung darlegt. Bei bestehenden 


Tarifen kann auf ein anderes Verfahren 


nur aus wichtigem Grund in 


unmittelbarem Anschluss an eine 


Prämienanpassung übergegangen werden; 


Satz 3 gilt entsprechend. 


(4) Ist in einer Beobachtungseinheit eines 


Tarifes die Anzahl der Versicherten nicht 


ausreichend groß, um die 


Schadenerwartung statistisch gesichert zu 


ermitteln, ist die Gegenüberstellung der 


erforderlichen und der kalkulierten 


Versicherungsleistungen anhand des 


Schadenverlaufs der Tarife vorzunehmen, 


deren Rechnungsgrundlagen zur 


Erstkalkulation verwendet worden sind. 


Sind bei der Erstkalkulation die von der 


Bundesanstalt veröffentlichten 


Wahrscheinlichkeitstafeln verwendet 


worden, so sind die erforderlichen 


Versicherungsleistungen anhand dieser 


Wahrscheinlichkeitstafeln zu berechnen. 


Die von der Bundesanstalt 


veröffentlichten 


Wahrscheinlichkeitstafeln sind auch dann 


zu verwenden, wenn das Unternehmen auf 


die Rechnungsgrundlagen der 


Erstkalkulation nach Satz 1 nicht 


zurückgreifen kann. Ist die 


Erstkalkulation in anderer Weise 


vorgenommen worden, so sind die 


erforderlichen Versicherungsleistungen 


auf Grund vergleichbar aussagefähiger 


Grundlagen zu ermitteln. 


(5) Sind in einer Beobachtungseinheit eines 


Tarifs der ergänzenden 


Pflegeversicherung (Pflegetagegeldtarife 


und Pflegekostentarife) weniger als 


zehntausend natürliche Personen 


versichert, so sind zur Ermittlung der für 


die Beobachtungseinheit erforderlichen 


Versicherungsleistungen abweichend von 


den Absätzen 3 und 4 die Ergebnisse der 


PPV-Poolstatistik des Verbandes der 


Privaten Krankenversicherung e. V. zu 


verwenden. 
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Ergibt die Statistik der 


Pflegepflichtversicherung, dass im 


abgelaufenen Kalenderjahr die 


tatsächlichen Pflegedauern oder 


Pflegehäufigkeiten von den 


rechnungsmäßigen Ansätzen in den 


technischen Berechnungsgrundlagen für 


die Pflegekrankenversicherung des 


Verbandes der Privaten 


Krankenversicherung e. V. um mehr als 


10 Prozent abweichen, hat das 


Versicherungsunternehmen alle Prämien 


der Pflegetagegeldtarife und 


Pflegekostentarife zu überprüfen. 


Zusätzlich hat es die Prämien der 


Pflegekostentarife zu überprüfen, wenn 


im abgelaufenen Kalenderjahr nach der 


Statistik der Pflegepflichtversicherung 


die Pflegekosten pro Tag von dem 


rechnungsmäßigen Ansatz um mehr als 


10 Prozent abweichen. 


 


Ergibt die Statistik der 


Pflegepflichtversicherung, dass im 


abgelaufenen Kalenderjahr die 


tatsächlichen Pflegedauern oder 


Pflegehäufigkeiten von den 


rechnungsmäßigen Ansätzen in den 


technischen Berechnungsgrundlagen für 


die Pflegekrankenversicherung des 


Verbandes der Privaten 


Krankenversicherung e. V. um mehr als 


10 Prozent abweichen, hat das 


Versicherungsunternehmen alle Prämien 


der Pflegetagegeldtarife und 


Pflegekostentarife zu überprüfen. 


Zusätzlich hat es die Prämien der 


Pflegekostentarife zu überprüfen, wenn 


im abgelaufenen Kalenderjahr nach der 


Statistik der Pflegepflichtversicherung 


die Pflegekosten pro Tag von dem 


rechnungsmäßigen Ansatz um mehr als 


10 Prozent abweichen. 
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§ 16 Verfahren zur Gegenüberstellung der kalkulierten 
Sterbewahrscheinlichkeiten und der zuletzt veröffentlichten 
Sterbewahrscheinlichkeiten 


 
(1) Die Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 4 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 


jährlich und für jede 


Beobachtungseinheit eines Tarifs, bei 


der Sterbewahrscheinlichkeiten 


kalkulatorisch berücksichtigt werden, 


getrennt durchzuführen. 


Als Barwert der erforderlichen 


Sterbewahrscheinlichkeiten ist der 


Leistungsbarwert nach der Formel in 


Anlage 1 mit Rechnungszins und 


rechnungsmäßigen Kopfschäden der 


betrachteten Beobachtungseinheit sowie 


mit der zuletzt von der Bundesanstalt 


veröffentlichten Sterbetafel zu 


bestimmen. 


 


 


 


 


 


 


 


 


Als Barwert der kalkulierten 


Sterbewahrscheinlichkeiten ist der 


Leistungsbarwert nach der Formel in 


Anlage 1 mit Rechnungszins, 


rechnungsmäßigen 


Sterbewahrscheinlichkeiten und 


rechnungsmäßigen Kopfschäden der 


betrachteten Beobachtungseinheit zu 


bestimmen. 


Stornowahrscheinlichkeiten dürfen bei 


der Berechnung der Barwerte gemäß den 


Sätzen 2 und 3 nicht berücksichtigt 


werden. Für die Altersbereiche von 21 


bis 45 Jahren, von 46 bis 70 Jahren 


sowie von 71 bis 95 Jahren ist jeweils 


das arithmetische Mittel der für die 


einzelnen Alter ermittelten Quotienten 


der gemäß Satz 2 bis 4 bestimmten 


Barwerte zu bilden. Als Ergebnis der 


(1) 1Die Gegenüberstellung nach § 155 


Absatz 4 des 


Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 


jährlich und für jede 


Beobachtungseinheit eines Tarifs, bei 


der Sterbewahrscheinlichkeiten 


kalkulatorisch berücksichtigt werden, 


getrennt durchzuführen. 


2Als Barwert der erforderlichen 


Sterbewahrscheinlichkeiten ist der 


Leistungsbarwert nach der Formel in 


Anlage 1 mit Rechnungszins und 


rechnungsmäßigen Kopfschäden der 


betrachteten Beobachtungseinheit sowie 


mit der zuletzt von der Bundesanstalt 


veröffentlichten Sterbetafel zu 


bestimmen. 3Sind die rechnungs-


mäßigen Sterbewahrscheinlichkeiten als 


Modifikation der von der Bundesanstalt 


veröffentlichten Sterbetafel oder unter 


Hinzuziehung anderer Sterbetafeln 


festgelegt worden, sind bei der 


Barwertberechnung entsprechend 


aktualisierte Sterbewahrscheinlichkeiten 


zu verwenden.  


4Als Barwert der kalkulierten 


Sterbewahrscheinlichkeiten ist der 


Leistungsbarwert nach der Formel in 


Anlage 1 mit Rechnungszins, 


rechnungsmäßigen 


Sterbewahrscheinlichkeiten und 


rechnungsmäßigen Kopfschäden der 


betrachteten Beobachtungseinheit zu 


bestimmen. 


5Stornowahrscheinlichkeiten dürfen bei 


der Berechnung der Barwerte gemäß den 


Sätzen 2 bis 4 nicht berücksichtigt 


werden. 6Für die Altersbereiche von 21 


bis 45 Jahren, von 46 bis 70 Jahren 


sowie von 71 bis 95 Jahren ist jeweils 


das arithmetische Mittel der für die 


einzelnen Alter ermittelten Quotienten 


der gemäß Satz 2 bis 5 bestimmten 


Barwerte zu bilden. 7Als Ergebnis der
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Gegenüberstellung ist das Maximum der 


für die drei Altersbereiche gemäß Satz 5 


ermittelten Werte anzusehen. 


(2) Für Krankentagegeldtarife sind bei der 


Gegenüberstellung gemäß Absatz 1 die 


Altersbereiche von 21 bis 45 Jahren 


sowie von 46 bis 65 Jahren zu 


betrachten. 
 


Gegenüberstellung ist das Maximum der 


für die drei Altersbereiche gemäß Satz 6 
ermittelten Werte anzusehen. 


(2) Für Krankentagegeldtarife sind bei der 


Gegenüberstellung gemäß Absatz 1 die 


Altersbereiche von 21 bis 45 Jahren 


sowie von 46 bis 65 Jahren zu 


betrachten. 
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Vereinigung unabhängiger Treuhänder 


für die Private Krankenversicherung e.V. 


- im Folgenden kurz VuT genannt - 


______________________________________________________________________ 


Notiz 


zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 08.11.2019 in Bonn (1100 - 1330 Uhr) 


(nur zum internen Gebrauch!) 


 


BaFin-Teilnehmer: Herr Schedel, Frau Dickopf, Frau Roßbander, Herr Künzler, Herr Wendling 


VuT-Teilnehmer: die Herren Richter, Dr. Heinemann und Rudolph 


 


Herr Schedel begrüßt den Vorstand der VuT. Herr Richter dankt für die Einladung. Der Gesprächs-
verlauf orientiert sich an den vorher vereinbarten Themen. 


 


1. Änderung von Mahnkosten 


Mit Urteil 26 O 409/17 vom 28.03.2018 hat das LG Köln die in den Musterbedingungen MB/KK 
vorgesehenen Mindestmahngebühren von 5 Euro als unzulässig angesehen. Die Konsequenzen 
wurden bereits im letzten Gespräch zwischen den Mitarbeitern der BaFin und dem Vorstand der VuT 
vom 04.04.2019 diskutiert. 


Herrn Dr. Heinemann liegen zu diesem Thema keine neuen Informationen vor. Seines Wissens 
beschäftigt sich der PKV-Verband hiermit derzeit nicht. Die Rechtsgrundlage für eine Anpassung der 
AVB hinsichtlich der Regelungen zu den Mahngebühren hält er für schwierig. Der § 203 Abs. 4 VVG 
komme hierfür nicht in Betracht. Eventuell könnte § 208 VVG hilfreich sein. 


Zur Frage der Rechtsgrundlage sei die BaFin schon alleine dadurch involviert, als dass sie die Aufgaben 
des juristischen Treuhänders im Standardtarif wahrnehme. Sollte es für die BaFin eine akzeptable 
Möglichkeit zur Anpassung der Bedingungen des Standardtarifs geben, könnte eine dort vorge-
nommene Änderung für die übrigen Tarife eventuell als Änderung der Verhältnisse im Gesundheits-
wesen dienen. 


Herr Wendling schildert den allgemeinen Blickwinkel der BaFin. Demnach wäre zu untersuchen, 
welche Nachteile sich für die Versicherten bei einer Senkung des starren Betrages von 5 € Mahngebühr 
ergeben würden. Für die Angemahnten stelle jede Änderung des Mahnkostenbetrages auf unter 5 € 
eine Verbesserung gegenüber der derzeitigen Regelung dar. Es müsse aber auch betrachtet werden, 
inwieweit die verringerte Belastung der Angemahnten zu einer Mehrbelastung der Nicht-
Angemahnten führe.  
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Herr Dr. Heinemann hat von einem Versicherungsunternehmen die Information, dass die derzeit 
vereinnahmten Mahnkosten nur eine minimale Größenordnung haben. Alle Anwesenden teilten die 
vorläufige Einschätzung, dass eine Senkung der Mahnkosten für die einzelnen Versicherten wohl zu 
keiner messbaren Verschlechterung führe. 


Herr Schedel stellt die aufsichtsrechtlichen Konsequenzen dieser vorläufigen Einschätzung dar: Das 
genannte Urteil gehe davon aus, dass bei Mahnungen nur noch der tatsächliche Aufwand in Rechnung 
gestellt werden dürfe. Wenn dieser niedriger als 5 € sei, dann dürfe den Versicherten unabhängig von 
den AVB nur dieser niedrige Betrag angelastet werden. Eine Benachteiligung für die übrigen 
Versicherten würde sich dann nicht zeigen, wenn kein Kunde auch nur 1 ct mehr zahlten müsste. Für 
die BaFin gäbe es dann keine Grundlage, gegen diese Vorgehensweise einzuschreiten. 


Darauf basierend stellt Herr Schedel die Überlegung in den Raum, ob eine verbindliche Regelung für 
einen sachgerechten Ansatz der Mahnkosten eventuell auch über eine geschäftsplanmäßige Erklärung 
ohne eine AVB-Änderung erreicht werden könnte. Hier seien Vor- und Nachteile abzuwägen. 
Letztendlich sei dies auch eine Entscheidung des Versicherungsunternehmens. 


 


2. Risikozuschläge 


Herr Schedel nennt verschiedene Aspekte, die im Zusammenhang mit Risikozuschlägen eine Rolle 
spielen: Unter welchen Umständen erheben Versicherungsunternehmen regelmäßig Risikozuschläge? 
Wie wird mit Risikozuschlägen bei für Versicherungsunternehmen bedeutsamen Kunden („preferred 
risks“) umgegangen? Veränderungen bei der Bemessung von Risikozuschlägen können Auswirkungen 
auf die auslösenden Faktoren und auf die Kalkulation haben; in Extremfällen könnte hierbei die Frage 
nach einer ausreichenden Erstkalkulation gestellt werden. 


Herr Richter führt aus, dass Änderungen bei der Bewertung von erhöhten Risiken dem Treuhänder 
regelmäßig nicht mitgeteilt würden. Wie die Vertragsabteilungen arbeiten, gehe im Detail am 
Treuhänder vorbei. Die Auswirkungen seien dagegen anhand der Schadenentwicklung erkennbar. Eine 
bevorzugte Behandlung einzelner „preferred risks“ dürfe es natürlich nicht geben. 


Herr Richter weist auf eine systembedingte Unschärfe der Risikobewertung hin. Risikozuschläge 
würden zu Beginn des Versicherungsverhältnisses festgelegt und blieben lebenslang unverändert. Er 
erwarte jedoch, dass sich der mit einem erhöhten Risiko verbundene Überschaden mit steigendem 
Lebensalter erhöhe. 


Deshalb halte er die Berücksichtigung einer Altersabhängigkeit bei der Bemessung von Risiko-
zuschlägen für notwendig. Allerdings gäbe es erhebliche Probleme, ein Risikozuschlagsprofil für 
konkrete Gesundheitszustände festzulegen. Geeignete Daten in statistisch erforderlichem Umfang 
lägen nicht vor. Erfahrungen aus dem Morbi-RSA der GKV sehe er nicht als geeigneten Lösungsansatz 
für die PKV an. Es sei festzustellen, dass die vereinnahmten Risikozuschläge lediglich ca. 5% der 
gesamten Beitragseinnahme ausmachten. Diese geringe Größenordnung lasse seines Erachtens eine 
Vereinfachung von mathematischen Modellen zu. So könnte zum Beispiel aus Mangel an Alternativen 
für einen Risikozuschlag die gleiche Altersabhängigkeit wie im Tarif selbst unterstellt werden. 
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Herr Wendling gibt zu bedenken, dass es auch gegenläufige Entwicklungen gebe. Überprüfungen des 
Gesundheitszustandes könnten dazu führen, dass vereinbarte Risikozuschläge nach einer Weile wieder 
entfielen. Unter Einbeziehung dessen könne es sein, dass es keine Notwendigkeit für den Ansatz einer 
Altersabhängigkeit im Risikozuschlag gebe. Im Übrigen sei zu berücksichtigen, dass die gegenwärtigen 
gesetzlichen Regelungen ja bekanntermaßen davon ausgehen, dass eine Risikoprüfung bzw.  
-/einstufung mit Ausnahme bei Mehrleistungen anlässlich von Tarifwechseln grundsätzlich nur zu 
Vertragsbeginn durchgeführt werden dürfe. 


Herr Schedel stellt fest, dass aus dem Teilaspekt der risikogerechten Kalkulation die Altersabhängigkeit 
des Risikozuschlages gefordert werden könnte. Allerdings sei dies so nicht in der KVAV vorgesehen. 
Zudem weist er auf die üblichen Sicherheiten im Profilverlauf des Kopfschadens hin und fragt, ob 
hierdurch die im Risikozuschlag nicht einkalkulierte, aber eventuell vorhandene Altersabhängigkeit als 
ausgeglichen angesehen werden könnte. 


Der genannte Anteil von 5% an der gesamten Beitragseinnahme betreffe allerdings nur die substitutive 
Krankenversicherung. In der Zusatzversicherung würden vermehrt Tarife ohne Risikozuschläge 
angeboten. Dies könnte zu Problemen führen, insbesondere bei Tarifen mit Beitragsfreistellung im 
Pflegefall. Dieses Thema stünde aktuell im besonderen Fokus der BaFin. 


 


3. Verhaltensboni 


Herr Richter berichtet von zwei Fragen, mit denen sich derzeit Treuhänder beschäftigen würden: 


a. Wie soll mit in der Vergangenheit bereits gewährten Verhaltensboni umgegangen werden? 
Sind sie weiterhin zustimmungsfähig? 


b. Man stelle sich einen neuen Tarif vor, bei dem die Zusage für eine Beitragsrückerstattung an 
ein Wohlverhalten gemäß Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation geknüpft sei. 
Könnte ein solcher Tarif nach den bisher geführten Diskussionen als machbar angesehen 
werden? 


Allgemein führt Herr Schedel aus, dass es hierzu keine abschließende Meinung „der BaFin“ gebe. Er 
erwähnt ein vom PKV-Verband in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten, das voraussichtlich noch im 
November 2019 fertig gestellt werden soll. Würden sich bei einem Versicherer Pläne zur 
Berücksichtigung „gesundheitsbewussten Verhaltens“ konkretisieren, würde unter Berücksichtigung 
der Umstände des Einzelfalls sowie auf Basis der in dem bekannten Positionspapier „Neue 
Zuwendungsformen in der PKV“ enthaltenen Punkte das Gespräch mit diesem Unternehmen gesucht. 
Dies sei bereits in einzelnen Fällen geschehen; in Fällen der Finanzierung mit Mitteln aus der 
erfolgsabhängigen RfB seien einzelne Versicherungsunternehmen in der Folge bereits dazu 
übergegangen, Verhaltensboni fortan alternativ allein aus Aktionärsmitteln zu finanzieren.  


Herr Schedel sehe im Übrigen auch den Gesetzgeber in der Pflicht, Konkretisierungen zu dem 
gesamten Themenkomplex „Gesundheitsbewusstes Verhalten“ vorzunehmen, sofern Veränderungen 
des rechtlichen Rahmens für erforderlich erachtet werden. Dies wäre dann auch für die BaFin sehr 
hilfreich. 
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Auf die gestellten Fragen geht Herr Schedel wie folgt ein: 


zu a. Seiner Meinung könnten bei Altfällen im Rahmen der im Positionspapier „Neue Zuwendungs-
formen in der PKV“ dargestellten Prüfungspunkte auch Aspekte des Vertrauensschutzes zu 
prüfen sein. Andererseits dürften hierbei Gleichbehandlungsaspekte nicht vernachlässigt 
werden.  


Soweit Bonifikationen über einen sehr langen Zeitraum hinweg mit Mitteln aus der 
erfolgsunabhängigen Beitragsrückerstattung finanziert worden und hierfür genaue 
Regelungen in den Versicherungsbedingungen getroffen wären, müsste im Einzelfall geprüft 
werden, inwieweit bzw. mit welchen Mitteln hiermit ggf. einhergehende Missstände unter 
Berücksichtigung von Vertrauensschutzaspekten beanstandet würden. 


Erfolge die Finanzierung jedoch mit Mitteln aus der erfolgsabhängigen Beitragsrückerstattung, 
sei es neben den weiteren bekannten problematischen Aspekten bereits schwieriger, eine 
Gleichbehandlung sicherzustellen. Im Übrigen könnten in diesem Fall auch Aspekte des 
Vertrauensschutzes unter Berücksichtigung der Tatsache, dass hier eine vorbehaltlose Zusage 
gegenüber den Versicherten wohl gerade nicht erfolge, nicht entsprechend berücksichtigt 
werden. 


zu b. Nach seinem Eindruck sei in der GKV eine Weile mit Gesundheitsbonifikationen experimentiert 
worden, allerdings inzwischen mit abnehmender Tendenz.  


Neben den problematischen weiteren im Positionspapier „Neue Zuwendungsformen in der 
PKV“ genannten Punkten sei insbesondere zu bezweifeln, ob die Empfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation tatsächlich geeignet wären, nachweislich messbar positive 
Effekte auf die Gesundheit sicherzustellen. Er gibt zu bedenken, dass die Hinweise der 
Weltgesundheitsorganisation nicht unbedingt aus einer konkreten Studie resultierten. Es 
könne eher unterstellt werden, dass die Hinweise aus dem Bauchgefühl gegeben würden. 


Herr Dr. Heinemann verweist auf die Initiative des Landes Hessen vom 24.10.2019 im 
Bundesrat, in der die Bundesregierung aufgefordert wird, für ein Verbot der Telematik-Tarife 
zu sorgen und die Stellungnahme des PKV-Verbandes zu diesem Vorstoß. 


Die aktuelle Positionierung des PKV-Verbandes hat bei allen Anwesenden Verwunderung ausgelöst. 
Einerseits werden in dessen Pressemeldung1 vom 07.11.2019 Telematik-Tarife als nicht möglich 
dargestellt: „PKV-Tarife, die ein individuelles Gesundheitsmonitoring mit günstigen Beiträgen 
belohnen, sind schlicht nicht vereinbar mit unseren rechtlichen Vorgaben“ (Zitat PKV-Geschäftsführer 
Timm Genett). Andererseits berichtet Herr Dr. Uwe Lehrich vom PKV-Verband auf dem DAV-
Akademietag vom 24.10.20192, dass die Verwendung von RfB-Mitteln zur Steuerung gesundheits-
fördernden Verhaltens grundsätzlich als zulässig anzusehen sei. 


  


 
1 „Sorge vor ‚Self-Trecking-Tarifen’ in der PKV unbegründet“ 
2 Vortrag „E-Health - Zulässigkeit und Grenzen von Telematik-Tarifen in der Privaten Krankenversicherung“ 
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Herr Rudolph vermutet beim PKV-Verband eine Differenzierung der Begrifflichkeiten derart, dass sich 
ein reiner Telematik-Tarif lediglich durch eine individuelle Beitragsbemessung oder eine individuelle 
Leistungsgestaltung in Abhängigkeit vom Ausmaß des gesundheitsbewussten Verhaltens definiere. 
Eine Überschussbeteiligung in Abhängigkeit vom Ausmaß des gesundheitsbewussten Verhaltens 
werde hierunter offensichtlich nicht subsumiert. Herr Wendling führte ergänzend hierzu aus, dass 
faktisch zum selben Ergebnis führte und es sich insoweit um einen verkappten Telematiktarif handelte, 
der zu einer Berücksichtigung eines veränderten Gesundheitszustandes bzw. Risikoprofils des 
jeweiligen Versicherten führte. 


 


4. Auslösende Faktoren in Pflegeergänzungstarifen (§ 15 Abs. 5 KVAV) 


Es besteht Einigkeit darüber, dass die Formulierung des § 15 Abs. 5 KVAV Unklarheiten beinhaltet. Herr 
Schedel berichtet, dass sich die BaFin diesbezüglich in Diskussion mit einzelnen Unternehmen befinde. 
Herr Richter bestätigt, dass auch in der VuT der Bedarf einer Überarbeitung der KVAV-Bestimmung 
gesehen werde und sagt einen Formulierungsvorschlag zu. 


Herr Schedel betont die Bedeutung der Fehlerfreiheit von Datenlieferungen zur Erstellung von 
Branchenstatistiken. Liefere ein größeres Unternehmen fehlerhafte Daten zur Pflegepflichtversiche-
rung, habe dies nicht nur Auswirkungen auf den PPV-Tarif. Da die PPV-Statistiken regelmäßig bei der 
Kalkulation von Pflegeergänzungstarifen verwendet würden, ergäben sich somit Auswirkungen auf 
sämtliche Pflegetarife eines jeden Versicherungsunternehmens.  


Die BaFin habe das Problembewusstsein zu diesem Punkt in der Branche geschärft. Herr Schedel 
beobachte derzeit eine Modernisierung von Arbeitsabläufen, die mit einer stärkeren Automatisierung 
einhergehe. Fehler könnten längere Zeit unerkannt bleiben und sich gleichzeitig flächendeckend 
auswirken. Deshalb sei eine intensive Qualitätssicherung notwendig. 


 


5. Änderungsvorschläge der VuT zu den §§ 15 Abs. 2 und 16 Abs. 1 KVAV 


Die VuT hat Formulierungsvorschläge für eine Novellierung der KVAV-Bestimmungen zur Berück-
sichtigung von Leistungsänderungen im auslösenden Faktor „Schaden“ sowie zur Berechnung des 
auslösenden Faktors „Sterblichkeit“ bei Verwendung anderer als der von der BaFin veröffentlichten 
Sterbetafeln erarbeitet. Die Vorschläge wurden der BaFin und dem BMF mit Schreiben vom 08.07.2019 
zugeleitet. 


Nach Herrn Schedel befinde sich das Gesetzgebungsverfahren noch im Anfangsstadium. Es könne 
daher nicht abgeschätzt werden, inwieweit die Vorschläge der VuT berücksichtigt würden. Herr 
Schedel geht davon aus, dass die VuT auf jeden Fall bei der Vorlage eines entsprechenden 
Gesetzentwurfes im Rahmen einer Stellungnahme eingebunden werden würde. 
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6. Änderungen der Technischen Berechnungsgrundlagen ohne gleichzeitige Beitragsanpassung 


Es wird die Frage gestellt, ob ein Treuhänder eine Beitragsanpassung für zustimmungsfähig halten 
könne, falls die hierzu vorgelegten Technischen Berechnungsgrundlagen (TB) Änderungen enthielten, 
die nicht explizit im Rahmen einer Beitragsanpassung durchgeführt wurden, beispielsweise hinsichtlich 
der Regelungen zum Tarifwechsel.  


Herr Rudolph stellt seine Sichtweise zum gegebenen Beispiel dar: Man betrachte einen abgebenden 
Tarif A und einen aufnehmenden Tarif B. Der Wechsel von A nach B sei lediglich eine spezielle Form 
von Neuzugang in den Tarif B. Würde also eine Regelung zur Anrechnung der Alterungsrückstellung 
bei Tarifwechsel in den TB des Tarifs B geändert, so wäre davon kein einziger Bestandsversicherter des 
Tarifs B betroffen. 


Eine Änderung der Regelungen für Neuzugänge und Tarifwechsel beträfe ausschließlich Personen, die 
zum Änderungszeitpunkt noch nicht im Tarif B versichert seien. Die TB des Tarifs B sei für diese 
Personen allerdings noch keine Vertragsgrundlage, so dass es keine Besitzstände gebe, die zu wahren 
seien.  


Es gebe also in den TB Abschnitte, die nur für bestimmte Personenkreise Bedeutung haben. Die 
Notwendigkeit einer Kopplung des Änderungszeitpunktes an eine bestandswirksame Beitrags-
anpassung wird deshalb nicht in allen Fällen gesehen. 


Herr Richter ergänzt, dass auch eine Aktualisierung des IT-Systems mit abweichenden Formeln und 
Rundungsvorschriften zu Änderungen führen könne. Zweckdienlicherweise erfolge eine Aktualisierung 
der IT für den Gesamtbestand zu einem einheitlichen Stichtag, losgelöst von den Beitragsanpassungs-
zeitpunkten in den einzelnen Tarifen. Es sei nicht auszuschließen, dass sich im Bestand hierbei auch 
minimale Beitragserhöhungen ergäben. Diese seien geeignet auszugleichen. 


In einem Punkt haben die Herren Richter und Rudolph eine unterschiedliche Sichtweise:  


Herr Rudolph würde darauf bestehen, sämtliche Änderungen (auch diejenigen außerhalb von 
Beitragsanpassungen) vorgelegt zu bekommen. Er wolle jederzeit über den aktuellen Stand der 
Regelungen in den TB informiert sein. Änderungen von Abschnitten, die nur für künftige Zugänge 
bedeutsam seien, hätten für ihn den Status wie die TB bei Tarifneueinführungen. 


Herr Richter sieht in solchen Fällen darüber hinaus die Notwendigkeit einer Treuhänderzustimmung. 
Dies leite er daraus ab, dass sich die Anrechnung von Alterungsrückstellung bei Tarifwechsel auf die 
Zahlbeiträge der künftigen Tarifwechsler auswirke und diese Zahlbeiträge die Grundlage für künftige 
Berechnungen bei Beitragsanpassungen darstellten. Gleiches gelte für beispielsweise die Verwendung 
von Mitteln aus der Kopfschadenfinanzierung. 


Abschließend ergänzt Herr Rudolph, dass eine Kopplung von Änderungen an eine Beitragsanpassung 
nur in § 15 Abs. 3 Satz 4 KVAV gefordert sei. Dies beträfe allerdings nur Verfahrensänderungen bei der 
Ermittlung von auslösenden Faktoren. 


Die dargestellten Sichtweisen werden von den Mitarbeitern der BaFin zur Kenntnis genommen. 
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7. Verschiedenes 


Auf Nachfrage teilen die Mitarbeiter der BaFin mit, sie rechneten damit, dass der BGH im Jahre 2020 
in Sachen Treuhänderproblematik, dort insbesondere zum Umfang der Informationspflichten gemäß 
§ 203 Abs. 5 VVG, Berufungsurteile zur Entscheidung vorgelegt bekommen wird. Zur Frage der 
kolportieren Verfassungsbeschwerde einer vor den Zivilgerichten gegen Beitragsanpassungen 
vorgehenden Rechtsanwaltskanzlei haben sich bisher keine weiteren konkretisierenden Anhalts-
punkte, z.B. ein Urteil betreffend, ergeben. 


 


8. Fazit 


Herr Schedel und Herr Richter danken sich gegenseitig für den konstruktiven und offenen 
Gedankenaustausch. 
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Vereinigung unabhängiger Treuhänder 


für die Private Krankenversicherung e.V. 


- im Folgenden kurz VuT genannt - 


______________________________________________________________________ 


Notiz 


zum Gespräch BaFin / VuT-Vorstand am 17.01.2017 in Bonn (1300 - 1430 Uhr) 


(nur zum internen Gebrauch!) 


 


 


BaFin-Teilnehmer: Frau Dickopf, Frau Roßbander sowie  
die Herren Hummel, Künzler, Schedel, Dr. Schwarz und Wendling 


VuT-Teilnehmer: die Herren Dr. Heinemann, Richter und Rudolph 


 


 


Herr Hummel begrüßt den Vorstand der VuT. Er freut sich über die Möglichkeit zum Gedanken-
austausch mit den Vertretern der Treuhänder. Die Treuhänder danken für die Einladung. 


Der Gesprächsverlauf orientiert sich an den vorher vereinbarten Themen. 


 


1. Unabhängigkeit des Treuhänders 


Derzeit gibt es keine konkreten Maßstäbe zur Beurteilung der Frage, ob ein Treuhänder als unab-
hängig von seinem Mandanten zu sehen ist. Vor Gericht wird zurzeit häufig eine Vergleichbarkeit der 
Tätigkeit eines Treuhänders mit der Tätigkeit eines Abschlussprüfers diskutiert. Für Abschlussprüfer 
ist § 319 Abs. 3 Nr. 5 HGB einschlägig. Demnach ist ein Wirtschaftsprüfer von der Abschlussprüfung 
ausgeschlossen, wenn er in den letzten fünf Jahren jeweils mehr als 30% der Gesamteinnahmen aus 
seiner beruflichen Tätigkeit von der zu prüfenden Gesellschaft bezogen hat und dies auch im 
laufenden Geschäftsjahr zu erwarten ist.  


Herr Dr. Heinemann führt aus, dass aus bisher ergangenen Gerichtsurteilen keine eindeutige 
Sichtweise zur Anwendbarkeit des § 319 HGB auf die Frage nach der Unabhängigkeit von 
Treuhändern zu erkennen sei:  


 Das Amtsgericht Potsdam (Az.: 29 C 122/16) äußert zwar gewisse Vorbehalte gegen die 
Anwendbarkeit des § 319 HGB. Letztendlich begründet es sein Urteil im gegebenen Fall aber 
genau mit der Nichteinhaltung der 30%-Grenze und dem damit verbundenen bösen Schein 
eines kollusiven Zusammenwirkens von Versicherung und Treuhänder. 
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 Das Amtsgericht Hersbruck (Az.: 11 C 453/14) hält § 319 HGB nicht für anwendbar. Das 
ergangene Urteil bezieht sich zur Beurteilung der Unabhängigkeit des Treuhänders auf 
individuelle Gegebenheiten. 


Herr Dr. Heinemann verweist auf die Historie: Bereits vor Einführung der Institution der Treuhänder 
habe es den § 319 HGB gegeben. Hätte der Gesetzgeber gewollt, dass die 30%-Grenze auch als 
Unabhängigkeitskriterium für den Treuhänder gelten solle, hätte er leicht den Bezug auf § 319 HGB 
herstellen können. Dies sei jedoch unterblieben. 


Er stellt dar, dass es sich bei der Unabhängigkeit des Treuhänders um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff ohne Konkretisierung in der Fachliteratur handele. Gleichwohl zeige das Potsdamer 
Urteil die Forderung von mehr Transparenz. Die VuT habe deshalb das Ziel, die eigene Sichtweise, 
nach welchen Kriterien die Unabhängigkeit des Treuhänders zu beurteilen sei, zu veröffentlichen. 
Grundlage hierfür könnte die Stellungnahme von Herrn Rudolph1 sein, in der Herr Rudolph 
beispielhaft seine persönliche Unabhängigkeit gegenüber seinem größten Mandanten beschrieben 
hat. Juristische Ausführungen zur Nichtanwendbarkeit des § 319 HGB wären hierbei noch zu 
ergänzen. Als möglich werde folgender zeitliche Ablauf gesehen: 


 Frühjahrestagung der VuT: Diskussion des Sachverhaltes 


 Herbsttagung der VuT: Beschluss der Veröffentlichung der bis dahin zu erstellenden VuT-
Stellungnahme z.B. im öffentlich zugängigen Teil der Internetseite der VuT 


In diesem Zusammenhang verweist Herr Dr. Heinemann auf ein Urteil des BGH vom 09.12.2015 
(IV ZR 272/15), veröffentlicht in VersR 2016, 177 ff.: Der BGH hat – entschieden für die technischen 
Berechnungsgrundlagen – dem Versicherer ein berechtigtes Geheimhaltungsinteresse zugebilligt und 
es für zulässig erachtet, nach § 172 Nr. 2 GVG die Öffentlichkeit von der Verhandlung auszuschließen 
und ferner, gemäß § 174 Abs. 3 GVG die anwesenden Personen zu verpflichten, die Tatsachen oder 
zur Kenntnis gelangte Schriftstücke geheim zu halten. Die Grundsätze der genannten Entscheidung 
dürften auf die finanziellen Verhältnisse eines Treuhänders übertragbar sein. 


Nach Herrn Hummel biete § 157 VAG wenig Substantielles zur Beurteilung der Unabhängigkeit des 
Treuhänders. Wichtig sei nun, hierfür konkrete Maßstäbe zu definieren. Die Stellungnahme von 
Herrn Rudolph könne als erster Ansatz gesehen werden. Ob dieser ausreichend sei, könne derzeit 
nicht beurteilt werden. Ohnehin habe eine Meinung der BaFin keinen Einfluss auf Gerichtsent-
scheidungen. 


Eine Meinung zum geplanten Vorgehen der VuT, einen Fachaufsatz abzufassen, kann Herr Schedel 
zum aktuellen Zeitpunkt nicht abgeben. Die BaFin führe derzeit Gespräche mit betroffenen 
Versicherungsunternehmen. Ziel der BaFin sei es, möglichst schnell zu handhabbaren Lösungen zur 
Beurteilung der Unabhängigkeit zu kommen, ohne einen „Flächenbrand“ auszulösen. 


                                                           
1  Die Stellungnahme war zur Vorbereitung des Gesprächs der BaFin zugeleitet worden. Sie gliedert sich in 


einen allgemeinen Teil, in dem mögliche Kriterien für den Nachweis der Unabhängigkeit definiert werden, 
und in einen speziellen Teil, in dem die Erfüllung der Kriterien in Bezug auf das konkrete Treuhändermandat 
dargestellt wird. Der allgemeine Teil findet sich in Anlage 1 dieser Notiz. 
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Herr Hummel hält es für problematisch, wenn sich Gerichtsurteile nur auf formelle Sachfragen ohne 
Berücksichtigung des fachlichen Aspektes der beanstandeten Anpassung beziehen. Herr Dr. Heine-
mann hat jedoch die Erfahrung gemacht, dass Gerichte dazu neigen, lediglich Formalien zu 
betrachten, da diese am einfachsten zu überprüfen sind. 


Es wird die Frage gestellt, ob konkrete Urteile bekannt sind, die aufgrund fehlender finanzieller 
Unabhängigkeit des Treuhänders gegen Versicherer ergangen sind. Herrn Dr. Heinemann sind auch 
nach Rückfrage beim PKV-Verband keine solchen Urteile bekannt. Selbst das eingangs erwähnte 
Urteil von Potsdam schätzt er als nicht maßgeblich ein, da hier seiner Ansicht nach prozessuale 
Fehler vorlagen. 


Es wird erörtert, ob der Bezug des § 319 HGB auf die Einnahmen in jedem der letzten fünf Jahre 
einen Ansatz für die sinnvolle Übertragbarkeit der Bestimmungen auf die Treuhänderbelange biete. 
Hierzu führt Herr Rudolph aus, dass ein großes Mandat den Treuhänder regelmäßig so auslaste, dass 
in keinem Jahr die 30%-Grenze eingehalten werden könne. Die Anwendung des § 319 HGB würde 
deshalb bei Versicherern ab einer bestimmten Größe formal stets eine finanzielle Abhängigkeit des 
Treuhänders anzeigen. 


Herr Hummel hält es für sachgerecht, für die Beurteilung der Unabhängigkeit die quantitative Frage 
zu beleuchten, ob auch eine ausreichende finanzielle Situation ohne den betreffenden Mandanten 
sichergestellt ist. Wie die Diskussion der Unabhängigkeit sich weiterentwickelt, könne er jetzt nicht 
einschätzen. Es wäre sicherlich ratsam, sich in Hinblick auf Veröffentlichungen bedachtsam zu 
verhalten. Gleichwohl wäre es sinnvoll, ein Bündel von Unabhängigkeitskriterien und entsprechende 
Argumentationen vorzuhalten. 


Für den Fall, dass ein Treuhänder als finanziell abhängig angesehen würde, könnte die Frage nach 
einem Schadenersatz gestellt werden. Auf Nachfrage bestätigen die Anwesenden der VuT, dass 
derzeit keine Regelungen in Treuhänderverträgen bekannt sind, wonach der Treuhänder seine 
finanzielle Unabhängigkeit sicherstellen muss und dadurch ggf. bei Verstoß in Haftung genommen 
werden könnte.  


D&O-Versicherungen sind im Treuhänderkreis diskutiert worden. Diese sind jedoch nicht auf den 
Tätigkeitsbereich des Treuhänders ausgerichtet. Ein geeignetes Angebot an Berufshaftpflicht-
Versicherungen gibt es für Treuhänder nicht. Da in Treuhänderverträgen die Haftung bei leichter 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen ist, wird ein Bedarf an Versicherungsschutz auch nicht gesehen. 


Nach Ansicht der BaFin ist der Treuhänder in folgender Position:  


 Außenverhältnis: Gegenüber der BaFin sind Erklärungen hinsichtlich der von der BaFin zu 
prüfenden Unabhängigkeitskriterien abzugeben; 


 Innenverhältnis: Die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherungsunternehmen und 
dem Treuhänder werden durch den Treuhändervertrag geregelt. 


Hieraus ergebe sich eher die Frage, ob sich das Versicherungsunternehmen gegen eine eventuell 
fehlende Unabhängigkeit des Treuhänders absichern müsste. 
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Herr Richter weist darauf hin, dass Erklärungen gegenüber der BaFin lediglich bei Aufnahme eines 
Mandats abgegeben werden müssen. Man könne darüber diskutieren, ob eine regelmäße Aktuali-
sierung der Erklärungen der Rechtssicherheit zuträglich wäre. 


Herr Schedel mahnt an, nach diesem Gespräch in Hinblick auf das Thema Unabhängigkeit nicht 
wieder zur Tagesordnung überzugehen. Herr Richter bestätigt, dass die VuT hochgradig sensibilisiert 
ist.  


Die BaFin unterstützt das Vorhaben der Treuhänder, hier eine „Blaupause“ für die Dokumentation 
der Unabhängigkeit zu schaffen und in diesem Zusammenhang auch die Frage nach der finanziellen 
Unabhängigkeit mit zu betrachten. Dabei sollte hier möglichst zügig eine entsprechende Unterlage 
mit quantifizierbaren, den persönlichen Belangen des Einzelnen entsprechend Rechnung tragenden, 
Kriterien erstellt und auch für die Öffentlichkeit (Internetseite der VuT) im Hinblick auf die 
grundsätzlichen Erörterungen zugänglich gemacht werden. Es wurde vereinbart, das Ergebnis der 
BaFin zeitnah zukommen zu lassen. 


 


2. RfB der Pflegepflichtversicherung 


In der Vergangenheit haben bestimmte Krankenversicherungsunternehmen Mittel aus der (nicht 
poolrelevanten) RfeaB der Pflegepflichtversicherung PPV für Tarife der Krankenversicherung 
verwendet. 


Herr Schedel verdeutlicht die Sicht der BaFin: Wegen der strikten Trennung der RfB-Töpfe für die 
Krankenversicherung und für die Pflegepflichtversicherung haben sowohl die Ermittlung und die 
Zuführung als auch insbesondere die Verwendung der Mittel getrennt zu erfolgen. Nachdem 
Einzelfälle bekannt geworden waren, bei denen die Trennung nicht eingehalten worden war, hat die 
BaFin eine Nachfrage bei allen Krankenversicherungsunternehmen zur Verwendung der RfB der PPV 
durchgeführt. Hierbei ergaben sich weitere Fälle. Abhängig von Art und Weise der Verwendung und 
davon, ob und wie der Treuhänder des Unternehmens oder der Treuhänder der PPV eingebunden 
worden war, erhebt die BaFin die Forderung nach einer Rückabwicklung der Verwendung und/oder 
nach einer Verpflichtung, diese Art der Verwendung künftig nicht mehr vorzusehen.  


Auf alle Fälle solle künftig ausschließlich nur noch der Treuhänder der PPV einer Verwendung von 
Mitteln aus der RfB der PPV zustimmen. 


Herr Richter berichtet von der Herbsttagung der VuT. Er habe klargestellt, dass es drei RfB-Töpfe 
gebe: für die Krankenversicherung, für die geförderte Pflegeversicherung (Pflege-Bahr) und für die 
Pflegepflichtversicherung. Der Unternehmenstreuhänder habe nur Befugnisse zur Zustimmung bei 
der strikt zu trennenden Verwendung von Mitteln aus den Töpfen Krankenversicherung und Pflege-
Bahr. 


Die BaFin ergänzt, dass dies einen transparenten Antrag des Versicherungsunternehmens 
voraussetzt. Darin müsse der Bezug auf die genannten Töpfe deutlich werden. 


Zwischen VuT und BaFin bestehen in diesem Punkt Einvernehmen. 
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3. Negative Zinsen 


Aktuelle versicherungsmathematische Modelle lassen Ergebnisse mit negativen Kapitalerträgen 
erwarten. Für die BaFin stelle sich die Frage, wie mit solchen Modellergebnissen umgegangen wird 
und wie nach Ansicht der Treuhänder Aufwendungen aufgrund von negativen Zinsen an die 
Versicherten weitergegeben werden könnten. Nach Eindruck der BaFin gebe es hierzu kein 
einheitliches Meinungsbild innerhalb der Treuhänderschaft. 


Herr Richter erklärt, dass hierzu noch keine abschließende Diskussion unter den Treuhändern geführt 
worden sei. Innerhalb des DAV-Ausschusses Kranken sei die Arbeitsgruppe Negativer Rechnungszins 
eingerichtet worden, die untersuchungswürdige Themenstellungen zusammengetragen habe. 


Herr Richter habe persönlich bisher die Einstellung gehabt, dass negative Zinsen nicht in die Beiträge 
eingerechnet werden dürften. Als kostengünstige Alternative biete sich immer an, den Versicherten 
die Alterungsrückstellung auszuzahlen und selbst verwalten zu lassen. In der Praxis sei diese 
Alternative natürlich als unrealistisch anzusehen. 


Ein Kalkulationsmodell mit Zinsvektoren, also ein Modell mit einem nur auf einen begrenzten 
Zeitraum bezogenen negativen Zins, berge die Gefahr, dass der Neugeschäftsbeitrag unterhalb des 
Bestandsbeitrages liegen und insofern einen Verstoß gegen § 146 Abs. 2 Satz 2 VAG darstellen 
könnte. 


Als eine praxistaugliche Lösung sehe Herr Richter derzeit das Modell der Prämiensplittung an. Hierbei 
wäre der erste Prämienteil mit einem Rechnungszins i = 0 zu kalkulieren. Der zweite Prämienteil 
würde allein den negativen Zins bewerten; hierbei wären besondere Rechnungsgrundlagen 
anzusetzen: zum Beispiel käme für diesen Teil als Sicherheitszuschlag lediglich der Minimalansatz in 
Frage. Je nach Kalkulationsmodell des zweiten Prämienanteils könnte auch bei im Zeitverlauf 
veränderlichen Rechnungszinsen ein Verstoß gegen § 146 Abs. 2 Satz 2 VAG vermieden werden. Auch 
die Umrechnung der prozentualen Kosten in einen absoluten Zuschlag sollte seiner Meinung nach 
nur auf den ersten Prämienteil erfolgen. 


Die kalkulatorische Berücksichtigung eines im Zeitverlauf veränderlichen Rechnungszinses könnte 
jedoch einen Verstoß gegen die Bestimmtheit von Rechnungsgrundlagen darstellen. Gemäß den 
versicherungsmathematischen Grundsätzen dürfe derzeit nur von im Zeitverlauf unveränderlichen 
Rechnungsgrundlagen ausgegangen werden. 


Herr Hummel äußert Bedenken gegen ein Kalkulationsmodell, das allein auf der Vermutung beruht, 
negative Zinsen könnten sich nur auf einen begrenzten Zeitraum beschränken. 


 


4. Verfahren zur Gegenüberstellung der erforderlichen und der kalkulierten Versicherungs-
leistungen gemäß § 15 KalV 


In § 15 Abs. 2 KVAV ist folgende Festlegung getroffen: 


Die tatsächlichen Grundkopfschäden der letzten drei Beobachtungszeiträume sind nach der Formel 
des Abschnitts A der Anlage 2 zu ermitteln. Soweit sich im Tarif Leistungsänderungen ergeben haben, 
sind die tatsächlichen Grundkopfschäden auf das aktuelle Leistungsversprechen umzurechnen. 
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Die Regelung zur Umrechnung bietet verschiedene Auslegungsmöglichkeiten. Das Pflegestärkungs-
gesetz PSG II wurde z.B. von gewissen Versicherern zum Anlass genommen, die Umstellung von 
Pflegestufen auf Pflegegrade als ein geändertes Leistungsversprechen zu interpretieren, das direkt in 
den auslösenden Faktoren zu berücksichtigen sei. Letztendlich hebelt eine solche Interpretation das 
mit dem PSG II gewährte Sonderanpassungsrecht aus, da sie grundsätzlich zu einem auslösenden 
Faktor außerhalb des Toleranzintervalls führen dürfte und insofern eine Rechtsgrundlage für die 
Anpassung aller Rechnungsgrundlagen liefert. Das Sonderanpassungsrecht allein hätte dagegen nur 
die Aktualisierung der Rechnungsgrundlage Kopfschaden gewährt. 


In der Treuhänderschaft wurde nach intensiver Diskussion eine einstimmige Interpretation der KVAV-
Bestimmung gefunden. Hieraus entstand der in Anlage 2 dieser Notiz enthaltene Ände-
rungsvorschlag. Künftig sollten nur noch die in den Technischen Berechnungsgrundlagen festgelegten 
Rechengrößen im auslösenden Faktor berücksichtigt werden dürfen. Andernfalls bestünde die Gefahr 
der Willkür bei deren Berechnung. Dies sei zu vermeiden. 


Für die VuT stellt sich die Frage, wie der Änderungsvorschlag vorangetrieben werden könne. Herr 
Richter erwähnt zudem, dass sich noch nicht alle Verantwortlichen Aktuare der im Änderungs-
vorschlag dargestellten Sichtweise angeschlossen haben. Da die Interpretation wettbewerbsrelevant 
ist, sollte hier auf jeden Fall eine Klarstellung erfolgen. 


Herr Hummel stellt die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung in Frage, wenn sich doch alle 
Treuhänder in der Interpretation einig seien. Hierzu sei im Nachgang erwähnt, dass die Durchsetzung 
der Interpretation der Treuhänder gegenüber den Versicherern ohne eine gesetzliche Klarstellung 
erschwert sein dürfte, und dass sich aufgrund dessen Wettbewerbsverzerrungen ergeben könnten. 


Herr Hummel sieht Schwierigkeiten, als BaFin die angestrebte Änderung der KVAV beim BMF 
durchzusetzen. Eventuell solle daher eher die VuT das Thema selbst beim BMF positionieren. In 
einem möglichen Gesetzgebungsverfahren würde die BaFin dann als sachverständige Institution 
befragt. 


Diesen Vorschlag nimmt die VuT gerne an. 


 


5. Fazit 


Der Meinungsaustausch zwischen der BaFin und der VuT wurde von beiden Seiten als konstruktiv 
und förderlich angesehen und sollte daher, sofern sich genügend neue Gesprächs-und 
Diskussionsthemen angesammelt haben, fortgeführt werden. 
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